Diejenigen Landestheile, in welchen das Geſetz, betreffend die Ablöſung der 
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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— Nr. 27. — 


(Nr. 8028.) Geſetz, betreffend die Ablöſung der den geiſtlichen und Schul-Inftituten, ſowie den 
frommen und milden Stiftungen ꝛc. zuſtehenden Realberechtigungen. Vom 
27. April 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer f b ie 

eal- 

aſten und die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe, vom 
2. März 1850. Gültigkeit hat, was folgt: 
©], 

Das Geſetz, betreffend die Ergänzung und Abänderung des Ablöſungs⸗ 

üefehes vom 2. März 1850. bezüglich der Ablöſung der den geiftlichen und 

chul⸗Inſtituten, ſowie den frommen und milden Stiftungen c. zuſtehenden 

Reallaſten vom 15. April 1857. (GeſetzSamml. S. 363. ff.), wird aufgehoben. 


$. 2. 

Das Geſetz vom 2. März 1850., betreffend die Ablöſung der Reallaſten 
und die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe (Geſetz⸗ 
Samml. S. 77. ) kommt fortan auch in Anſehung derjenigen Berech- 
ungen, welche Kirchen, Pfarren, Küſtereien, ſonſtigen geiftlichen Inſtituten, 
kirchlichen Beamten, öffentlichen Schulen und deren Lehrern, höheren Unterrichts⸗ 
und Erziehungsanſtalten, frommen und milden Stiftungen oder Wohlthätigkeits⸗ 
anſtalten, ſowie den zur Unterhaltung aller vorgedachten Anſtalten beſtimmten 

onds zuſtehen, mit nachfolgenden Beſtimmungen zur Anwendung. 
898; 

Alle im F. 2. bezeichneten Realberechtigungen find, ſoweit fie nicht bereits in 
feſte H rente derweil worden, auf n Antrag ſowohl des Berechtigten 
als des Verpflichteten nach den Grundſätzen des Ablöſungsgeſetzes vom 2. März 
1850. auf ihren jqährlichen Geldwerth zu berechnen und demnächſt unter An⸗ 
wendung der in den $$. 19. bis 25. a. a. O. beſtimmten Preiſe in eine Roggen⸗ 
rente zu verwandeln. Der im $. 26. a. a. O. angeordnete Abzug von 5 Pro- 
ent wegen der geringeren Beſchaffenheit der Getreideabgabe im Verhältniß zum 

Jahrgang 1872. (Nr. 8028.) 58 markt⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 18. Mai 1872. 


A 


marktgängigen Getreide, bleibt dabei ausgeſchloſſen. Die Roggenrente ift in 
Gelde nach dem jährlichen nach Maßgabe der $$. 20. 21. und 23. bis ein⸗ 
ſchließlich 25. a. a. O. ermittelten Marktpreiſe abzuführen. 


§. 4. | 

Die nach $. 3. ermittelten, ſowie die ſchon rechtsverbindlich feſtſtehenden 
Renten ($$. 3. bis 6. des Geſetzes vom 15. April 1857.) können auf den An⸗ 
trag des Berechtigten wie des Verpflichteten abgelöſt werden. 

Zu dieſem Behufe wird der jährliche Geldwerth der Roggenrenten nach 
dem Durchſchnitt der bei der Abführung maßgebenden Marktpreiſe berechnet. 
Bei Ermittelung dieſes Durchſchnitts werden die Preiſe der letzten vier und 
zwanzig Jahre vor Anbringung des Ablöſungsantrages mit Weglaſſung der 
beiden theuerſten und der beiden wohlfeilſten zu Grunde gelegt. 


$. 5. 
Der nach $. 4. feſtgeſtellte Jahreswerth der Reallaſten wird: 
a) wenn der Antrag von dem Verpflichteten ausgeht, zum 25fachen Betrage, 
b) wenn der Antrag von dem Berechtigten ausgeht, zum 227 fachen Betrage / 
durch Kapital abgelöſt. . 
Die Abfindung erfolgt durch die Vermittelung der Rentenbanken. Dem 
Verpflichteten ſteht jedoch frei, baar zum 25fachen, beziehungsweiſe zum 22 / fachen 
Betrage abzulöſen. 9 8 


Bei der Ablöſung durch Baarzahlung iſt der Verpflichtete befugt, das 
Kapital in vier aufeinander folgenden einjährigen Terminen, von dem Ablaufe 
der Kündigungsfriſt an gerechnet, zu gleichen Theilen abzutragen. Doch iſt der 
Berechtigte nur ſolche Theilzahlungen anzunehmen verbunden, die mindeſtens 
100 Thaler betragen. Der jedesmalige Rückſtand iſt mit 4 Prozent jährlich zu 
verzinſen. 8 

78 


Für die Vermittelung der Rentenbank iſt das Geſetz vom 2. März 1850. 
(Geſetz-Samml. S. 112. ff.) maßgebend. Dabei bleiben aber diejenigen Be 
ſtimmungen, welche eine Tilgungsperiode von 41¼ Jahren vorausſetzen „ohne 
Anwendung, und außerdem treten nachfolgende Abänderungen des Rentenbank⸗ 
geſetzes ein: 

1) Der Berechtigte erhält den nach $. 5. berechneten Betrag in Rentenbriefen 
nach deren Nennwerthe, und ſoweit dies durch ſolche nicht vollſtändig 
geſchehen kann, oder es von der Verwaltung der Rentenbank vorgezogen 
wird, in baarem Gelde. 


2) Der Beſitzer des pflichtigen Grundſtücks hat vom Zeitpunkt der Renten- 
übernahme und während der Tilgungsperiode von 56 Jahren an die 
Rentenbank eine Jahresrente zu entrichten, welche 43 vom Hundert der 
an den Berechtigten zu gewährenden Abfindung beträgt; Rententheile 
unter einem vollen Silbergroſchen werden von der Rentenbank a 

über 


me 
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übernommen, vielmehr wird der 25; oder 22/ fache Betrag derſelben, je 

nachdem die Abfindung gemäß F. 5. a. oder 5. b. erfolgt, von dem Beſitzer 
des verpflichteten Grundſtücks unmittelbar an den Berechtigten gezahlt. 

3) Die Ueberweiſung von Abgabenrückſtänden auf die Rentenbank nach Vor⸗ 
ſchrift des $. 99. des Ablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850. iſt unzuläffig. 


8 

Die nach dem Geſetze vom 26. April 1858. (Geſetz⸗Samml. S. 273.) 
erfolgte Schließung der Rentenbanken ſteht der Ausführung des gegenwärtigen 
Gefeges nicht im Wege. Jedoch findet die Vermittelung der Rentenbanken nur 
ei denjenigen Kapitalablöſungen ftatt, welche bei der zuſtändigen Auseinander- 
ſetzungsbehoͤrde bis zum 31. Dezember 1873. beantragt werden. Für den Be⸗ 
rechtigten geht mit Ablauf dieſer Friſt die Befugniß, auf Kapitalablöſung anzu⸗ 
tragen, mit Ausnahme des im folgenden Paragraphen gedachten Falles über- 
aupt verloren. 8 9 


Bei einer Zerſtückelung von Grundſtücken ſind die Berechtigten zu fordern 
befu t, daß ihre Geld⸗ und Roggenrenten, welche nach der Vertheilung unter 
4 Thaler „beziehungsweiſe 2 Neuſcheffel Roggen betragen, durch Erlegung des 
25fachen Baarbetrages abgelöſt werden. Zu dieſem Behufe wird der Jahres⸗ 
werth der Rente auf die im $. 3. angegebene Weiſe berechnet. 

F. 10. 

Die Provokation auf Umwandlung (§. 3.) oder Ablöſung ($. 4.) Seitens 
des Berechtigten muß ſich mit Ausnahme des im $. 9. gedachten Falles ſtets 
auf alle Reallaſten erſtrecken, welche für ihn auf den Grundſtücken deſſelben Ge⸗ 
meindeverbandes haften. Sind mit dem Provokaten Grundbeſitzer einer andern 

emeinde zum Natural⸗Fruchtzehnten oder zu Dienſten gemeinſchaftlich ver⸗ 
pflichtet, ſo muß der Berechtigte ſeine Provokation zugleich auch gegen die Grund- 
beſttzer dieſer Gemeinde hinſichtlich aller auf deren Grundſtücken für ihn haften⸗ 
en Reallaſten richten. 4 5 
„Die Provokation auf Umwandlung der Ablöſung Seitens des Ver⸗ 
pflichteten muß ſich auf ſämmtliche, feinen Grundſtücken gegen alle im §. 2. 
ezeichnete Berechtigte obliegende Reallaſten erſtrecken. Die Zurücknahme einer 
angebrachten Provokation iſt unzuläſſig. 
§. 11. 
In allen Auseinanderſetzungs⸗ Angelegenheiten (Gemeinheitstheilungen, Ab- 
fingen und Regulirungen der gutsherrlichen und bäuerlichen Ae e ſteht 
die ertretung und Wahrnehmung der Rechte der im F. 2. gedachten Berech⸗ 
tigten den betreffenden ordentlichen Behörden zu. 
58. 12. 
Sind vor Verkündigung des gegenwärtigen Geſetzes Feſtſetzungen, welche 
mit demſelben nicht im Einklange ſtehen, bereits auf rechtsverbindliche Weiſe zu 
tande gekommen, ſo behält es bei denſelben ſein Bewenden. 
(Nt. 8028-8029.) 58° Ueber 


1 


4 


u 


A 


Ueber die Befugniß, auf Verwandlung der Reallaften in eine Roggen 


rente oder auf vollſtändige Ablöſung anzutragen, entſcheiden jedoch nicht jene 
Feſtſetzungen, ſondern die Beſtimmungen dieſes Geſetzes. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 27. April 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. Falk. 


(Fr. 8029.) Geſetz, betreffend den Ankauf der Taunusbahn, Zahlung eines Beitrages zu den 
Baukoſten einer Eiſenbahn von Langelsheim nach Clausthal, ſowie Her- 
ſtellung des zweiten Geleiſes auf den Bahnſtrecken von Bremen bis 
Geeſtemünde, von Hannover bis Kreienſen und von Schneidemühl über 
Konitz nach Dirſchau. Vom 3. Mai 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 
8 

Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten wird ermächtigt: 

1) für Rechnung des Staats von der Heſſiſchen Ludwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft 

die Taunus⸗Eiſenbahn inkl. Zweig⸗ und Seitenbahnen, mit dem geſammten 

Betriebsmaterial und allem ſonſtigen Zubehör zum Preiſe von 5,010,000 

Gulden Süddeutſcher Währung nebſt 5 Prozent Zinſen vom 1. Januar 

1872. bis zum Tage der Zahlung nach näherer Maßgabe des beigedruckten 

Vertrages vom 26/29. Januar 1872. käuflich zu übernehmen, gemäß 

$. 8. dieſes Vertrages die auf der Weſtſeite der Stadt Frankfurt a. M. 

gelegenen Bahnhöfe umzubauen und daſelbſt mit der Heſſiſchen Ludwigs⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft eine gemeinſchaftliche Perſonenſtation herzuſtellen ; 

2) eine Subvention bis zum Betrage von 500,000 Thalern zum Bau einer 

Eiſenbahn von Langelsheim nach Clausthal zu zahlen; 


3) zur Herſtellung des zweiten Geleiſes auf den Bahnſtrecken von Geeſte⸗ 


münde nach Bremen und von Hannover nach Kreienſen neben dem von 
der Stadt Bremen für die erſtere Strecke zu leiſtenden Zuſchuſſe und 
den für den Zweck disponiblen etatsmäßigen Mitteln die Summe von 
935,200 Thalern zu verausgaben; 

4) von den durch das Geſetz vom 9. März 1867. (Geſetzſamml. für 
1867. S. 393.) bewilligten Geldmitteln die Summe von 2,825,000 
Thalern, ſtatt zum Ausbau des zweiten Geleiſes auf der Strecke von 
Schneidemühl über Bromberg nach Dirſchau, zur Anlage des zweiten 
Geleiſes auf der Abkürzungsſtrecke der Oſtbahn von Schneidemühl über 
Konitz nach Dirſchau zu verwenden. 8 2 


47, BR Er EN e SPEER 
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$. 2. N a 
6 Der zum Kaufe der Taunus⸗Eiſenbahn, zur Subventionirung der Eifen- 
den von Langelsheim nach Clausthal und zur Anlage des zweiten Geleiſes auf 
& Bahnſtrecken Bremen- Geeftemünde und Hannover⸗Kreienſen erforderliche 
eldbedarf iſt in Höhe von Einer Million Thaler aus den Fonds der See⸗ 
handlung zu entnehmen und im Uebrigen durch Veräußerung eines entſprechenden 
etrages von Schuldverſchreibungen aufzubringen. 
5 Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen bis zur Erfüllung 
er erforderlichen Geſammtſumme, zu welchem Zinsſatz, zu welchen Bedingungen 
ündigung und zu welchen Kurſen die Schuldverſchreibungen verausgabt 
werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 
Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe, 
wegen Annahme derſelben als pupillen- und depofitalmäßige Sicherheit und wegen 
erjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869. 
(Geſeßſamml. S. 1197.) in Anwendung. | 
Zur Deckung der auf Preußen entfallenden, zur Zeit noch nicht zu über 
ſehenden Koſten des Umbaues der Frankfurter Bahnhöfe reſp. der Errichtung 
einer gemeinſchaftlichen Perſonenſtation ſoll zunächſt die von der Heſſiſchen 
udwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft nach §. 8. des Vertrages vom 26,29. Januar 
5 72. zu zahlende Grundentſchädigungsſumme, ſowie der Erlös aus dem Verkauf 
er etwa entbehrlichen Eiſenbahn⸗Dispoſitionsländereien in Frankfurt a. M. 
verwendet werden. 8 3 


Bin Jede Verfügung der Staatsregierung über die im F. 1. Nr. 1. 3. und 4. 
ezeichneten Eiſenbahnen beziehungsweiſe Eiſenbahntheile durch Veräußerung be⸗ 
arf zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. 
05 Die Rechte und Pflichten des Staates aus den mit dem Staate Bremen 
ezüglich der Eiſenbahn von Geeſtemünde nach Bremen abgeſchloſſenen Verträgen 
werden hierdurch nicht berührt. an 


„Die Ausführung dieſes Gefeges wird dem Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten und dem Finanzminiſter übertragen. 


Kön Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Oniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 3. Mai 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. Falk. 


W e eee c 


(Nr. 8029.) Ver— 
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Vertrag, 
betreffend N 


den Ankauf der Taunusbahn durch den Preußiſchen Staat und die 
Erweiterung des Unternehmens der Heſſiſchen Ludwigs-Eiſenbahn— 
geſellſchaft innerhalb Preußens. 


Zwiſchen dem Miniſterialdirektor Theodor Weishaupt, als Kommiſſarius des 
Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, einerſeits, und dem 
Verwaltungsrathe der Heſſiſchen Ludwigs ⸗Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch 
den Präſidenten Dr. Parcus, andererſeits, iſt heute unter Vorbehalt der landes- 
herrlichen und der Genehmigung der Generalverſammlung der Aktionaire der 
Heſſiſchen Ludwigs ⸗Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden. 


GL 


Zwiſchen der Heſſiſchen Ludwigs - Eifenbahngefellfchaft und der Taunus 
Eiſenbahngeſellſchaft iſt unterm 14. November 1871. ein Vertrag verabredet 
worden, Inhalts deſſen die Taunus⸗Eiſenbahngeſellſchaft als beſondere Geſellſchaft 
zu beſtehen aufhört und deren Konzeſſionen, Aktiven und Paſſiven auf die Heſſiſche 
Ludwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft übergehen, beziehungsweiſe von dieſer übernommen 
werden ſollen. a 

Sobald dieſer Vertrag perfekt geworden, iſt der Preußiſche Staat berech- 
tigt und verpflichtet, die Taunusbahn in demſelben Umfange, wie die Heſſiſche 
Ludwigs ⸗Eiſenbahngeſellſchaft dieſelbe erworben hat, inkl. Zweig. und Seiten“ 
bahnen mit ihrem geſammten beweglichen und unbeweglichen Zubehör, insbe— 
Nad mit ihrem Betriebsmaterial, den Reſerve- und Erneuerungsfonds, über‘ 
aupt mit allen, dem Unternehmen der Taunusbahn anklebenden Rechten und 
Verpflichtungen von der Heſſiſchen Ludwigs ⸗Eiſenbahngeſellſchaft käuflich zu 
übernehmen. 

§. 2. 


Das Kaufobjekt wird ſogleich nach Perfektion des gegenwärtigen Vertrages 
an die Königlich Preußiſche Regierung übergeben. Eingeſchloſſen in die Ueber‘ 
gabe werden alle ſeit dem 1. Januar 1872. aufgekommenen Intraden des Kauf 
objekts, wogegen die ſeit dieſem Zeitpunkte für daſſelbe gemachten Ausgaben 
Preußen zur Laſt fallen. . 

Der Reinertrag der Taunusbahn pro 1871. verbleibt inſoweit, als derſelbe 
ſich nach dem bisherigen Statute der Taunusbahn als Dividende der bisherigen 
Aktionaire charakteriſirt, der Heſſiſchen Ludwigs ⸗Eiſenbahngeſellſchaft und wird 
nach Anhörung des Verwaltungsrathes derſelben von der Preußiſchen Regierung 
nach den bisherigen Normen feſtgeſetzt. 8 3 
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$. 3. 

Binnen vier Wochen nach der im F. 2. bezeichneten Uebergabe des Kauf- 
Objekts zahlt Preußen als Kaufpreis die Summe von 5,010,000, geſchrieben fünf 

illionen und zehntauſend Gulden Süddeutſcher Währung nebft 5 Prozent Zin⸗ 
ſen vom 1. Januar 1872. 

Außerdem übernimmt Preußen als Selbſtſchuldner die Paſſiva der Taunus⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft, inſoweit ſolche auf die Heſſiſche Ludwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft 
nach Maßgabe des im $. 1. bezeichneten Vertrages übergegangen find, insbeſon⸗ 
dere die geſammte jetzt noch beſtehende Prioritäts⸗Obligationenſchuld der Taunus⸗ 
5 hn. Die bisher fälligen, noch nicht bezahlten Zinsbeträge dieſer Schuld wer- 

en, inſoweit dieſelben noch nicht verjährt ſind, der Preußiſchen Regierung bei 
Uebergabe des Kaufobjekts mit überliefert. 

§. 4. 
Die mit dem Beamten- und Dienſtperſonal der Taunusbahn abgeſchloſſenen 
an e, welche am 14. November 1871. Gültigkeit hatten, find von Preußen 
erfüllen. N 
Die für die Beamten der Taunusbahn beſtehende Penſions⸗, Wittwen⸗ 
und Waiſenkaſſe bleibt nach den betreffenden Statuten beſtehen, wenn nicht mit 
uſtimmung der beiderfeitigen Berechtigten eine Vereinigung der Kaſſe mit der 
entſprechenden Kaffe derjenigen Bahn zu Stande kommt, mit welcher die Tau⸗ 
nusbahn vereinigt werden wird. 
$. 5. ; 


Die Königlich Preußiſche Regierung läßt innerhalb ihres Territoriums den 
Bau und Betrieb folgender Bahnen zu: 

a) einer Bahn von Frankfurt durch das Lorsbachthal zum Anſchluß an 
die Lahnbahn zwiſchen Dietz und Weilburg, 

b) einer Bahn von Mainz über Wiesbaden mit feſter Brücke über den 
Rhein zum Anſchluß an die sub a. erwähnte Bahn, und 

e) einer Bahn von Frankfurt mit feſter Ueberbrückung des Main zur Ein⸗ 
mündung in die Riedbahn und räumt der Heſſiſchen Ludwigs⸗Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft bezüglich der Konzeſſionsertheilung für dieſe Bahnen vor 
anderen Bewerbern bis zum 1. Juli 1872. die Priorität ein. 

Außerdem genehmigt die Königlich Preußiſche Regierung Behufs beſſerer 
Verbindung der ee ee Eſenbahn mit der Strecke Mainz⸗Frankfurt 
reſp. den Weſtbahnhöfen in Frankfurt, daß die Heſſiſche Ludwigs⸗Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft nach ihrer Wahl entweder die ſtädtiſche Verbindungsbahn eigenthümlich 
erwirbt, und, inſoweit ſolches ohne Schädigung der Schiffahrts⸗ und der In⸗ 
tereſſen des Straßenverkehrs angängig, in zweckentſprechender Weiſe verbeſſert, 
oder aber die Frankfurt⸗Hanauer Eiſenbahn mittelſt fefter Brücke oberhalb Frank⸗ 

rt über den Main führt und auf dem linken Ufer des Fluſſes mit der Strecke 
Mainz-Frankfurt in Verbindung ſetzt. Endlich geſtattet die Königlich Preußiſche 
Regierung, daß die Heſſiſche Ludwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft ihre linksmainiſchen 
Er mit der Hanau⸗Offenbach⸗Frankfurter Bahn auf dem linken N 
r. 8029.) ei 


| za 
15 F verbindet und an letzterem Orte entſprechende Stationsanlagen 
erſtellt. 


Die von der Königlich Preußiſchen Regierung für einen Theil der ad a. 
erwähnten Bahn gemachten Vorarbeiten werden der Heſſiſchen Ludwigs⸗Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft gegen Erſatz der darauf verwendeten Koſten zur Dispoſition geftellt 


F. 6. 

Der Konzeſſionirung der ad 5. genannten Bahnanlagen ſollen die in 
Preußen üblichen, dem Verwaltungsrathe der Heſſiſchen Ludwigs ⸗Eiſenbahn- 
geſellſchaft unterm 10. Dezember 1871. bekannt gegebenen Bedingungen zu Grunde 
gelegt werden. s 
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Die Königlich Preußiſche Regierung wird den zwiſchen der Frankfurt⸗ 
Hanauer und der Heſſiſchen Ludwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft unterm 27. Dezember 
1862. abgeſchloſſenen Fuſionsvertrag unter der Bedingung genehmigen, daß die 
in den $$. 5. und 6. des Nachtrags zu dem Statut der Rheiniſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft vom 24. Dezember 1866. enthaltenen Tarifbeſtimmungen auf der 
ganzen Frankfurt⸗Hanauer Bahn von Kahl bis Frankfurt und ebenſo auch au 
der Strecke Kahl⸗Aſchaffenburg, fo lange dieſelbe von der Heſſiſchen Ludwigs“ 
Eiſenbahngeſellſchaft betrieben wird, analoge Anwendung finden. 

Gleichzeitig ſollen die ſeiner Zeit von der Kurfürſtlich Heſſiſchen Regierung 
und der Stadt Frankfurt für die Frankfurt⸗Hanauer Bahn ertheilten Konzeſſionen 
einer Reviſion unterzogen und mit den für die Bahnen ($. 5. a—e.) zu erthei⸗ 
lenden Konzeſſionen in möglichſte Uebereinſtimmung gebracht werden. 


§. 8. 

Die Königlich Preußiſche Regierung und die Heſſiſche Ludwigs⸗Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft werden in Frankfurt eine gemeinſchaftliche Perſonenſtation herſtellen, 
92 e des Grund und Bodens gemeinſchaftliches Eigenthum wer 

en ſoll. 
Die Projektirung dieſer Station, ſowie der zugehörigen Güterbahnhöfe ſoll 
nach Maßgabe der am 10. Dezember 1871. im Königlichen Miniſterium für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten mit Vertretern der Heſſiſchen Ludwigs“ 
Eiſenbahngeſellſchaft feſtgeſtellten Grundzüge durch ein in Frankfurt zu etabli⸗, 
rendes, gemeinſchaftliches Büreau erfolgen; die definitive Feſtſetzung des Projekts 
gebährt der Preußiſchen Regierung. f 

Die Vertheilung der Anlagekoſten der gemeinſchaftlichen Perſonenſtation 
erfolgt im Verhältniß des Raumes, welcher jedem der beiden Kontrahenten für 
ſeine alleinigen Zwecke nach Maßgabe des feſtgeſtellten Projekts überwieſen wird. 
Nach demſelben Verhältniſſe beſtimmen ſich die ideellen Miteigenthumsantheile 
der Kontrahenten, ingleichen richtet ſich darnach die Beitragspflicht zu der au 
gemeinſchaftliche Koſten zu bewirkenden Unterhaltung der Perſonenſtation. Aus“ 

eſchloſſen von der gemeinſchaftlichen Unterhaltung And die jedem Theil zur aus“ 
ſchließlichen Benutzung überwieſenen Anlagen, welche jeder für alleinige Rechnung 
zu unterhalten hat. gur 
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Für den Mu der ne Station erforderlichen Grund und Boden, 
beit er den beſtehenden Bahnhöfen entnommen wird, vergütet die Heſſiſche 
udwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft: 

1) ſofern der ihr für alleinige Zwecke überwieſene Raum und ihr Antheil 
an den gemeinſchaftlich zu benutzenden Räumen das Areal des Frankfurter 
Taunusbahnhofes an Größe nicht übertreffen, die Anlagekoſten des 
Taunusbahnhofes — bei geringerer Größe der gedachten Räume einen 
ratirlichen Theil dieſer Koſten — unter Zuſchlag von vier Prozent, jedoch 
unter Abrechnung des Werths der alten Materialien, 

2) ſofern die Räume, mit welchen die Heſſiſche Ludwigs ⸗Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft betheiligt iſt, ſich größer ausweiſen, als der Taunusbahnhof, für 
das überſchießende Terrain pro Quadratmeter den auf dieſe Flächenein⸗ 
heit fallenden Durchſchnittsbetrag der Anlagekoſten des Main ⸗Neckar⸗ 
und des Main- Weſer⸗Bahnhofs gleichfalls unter Zuſchlag von vier 
Prozent und unter Abrechnung des Werths der alten Materialien. 

hi Muß für die Perſonenſtation neues Terrain erworben werden, fo werden 

Le Erwerbungskoſten deſſelben dem nach den vorſtehenden Grundſätzen für das 

bi train des Main Necal⸗ und des Main⸗Weſer⸗ Bahnhofes ermittelten Betrage 

ſſcchugerechnet und nach der ſich ergebenden Geſammtſumme der von der Hefe 

1 en Ludwigs ⸗Eiſenbahngeſellſchaft zu vergütende Durchſchnittsbetrag für das 

on ihr ae die Größe des Taunusbahnhofes hinaus in Anſpruch genommene 
ain berechnet. 

Als Terraln der jetzigen Bahnhöfe ſoll alles dasjenige Terrain gerechnet 
daden, welches öſtlich reſp. nord⸗ und ſüdöſtlich der Verbindungsbahn zwifchen 
G5 in-Weſer⸗ und Main⸗Neckarbahn von der Mainzer Landſtraße bis zur 

utleuthofſtraße liegt. 8 
8 Die Terrains zu den auf der anderen Seite der vorbezeichneten Grenzlinie 
dedelegenden Güterbahnhöfen hat jeder Theil für ſich allein zu erwerben, jedoch ſoll 
Be eſſiſchen Ludwigsbahn das zu ihren Anlagen der Art etwa erforderliche, im 

fig der reſp. Bahnen befindliche Terrain zu den Selbſtkoſten überlaſſen werden. 
. 9. | 

Die Preußiſche Regierung wird weder von dem zwiſchen der Heſſiſchen 
Labpige, ebene 1100 der Taunus ⸗Eiſenbahngeſellſchaft unterm 
wi ovember v. J. abgeſchloſſenen Fuſionsvertrage, noch von dem gegen 
ei 1 Vertrage reſp. den zu ſeiner Ausführun 9 Verhandlungen 

1 tempelgebühr erheben, auch Diejenigen Stempelgebühren, Währſchafts⸗ 
witer ze. allein tragen, welche die Großherzoglich Heſſiſche Regierung beziehungs⸗ 
500 die Stadt Frankfurt a. M. von dem gegenwärtigen Vertrage und den 

eiter erforderlichen Verhandlungen zu erheben berechtigt ſein möchten. 


Berlin, den 29. Januar 1872. Mainz, den 26. Januar 1872. 
Theodor Weishaupt, Dr. Parcus, 
iniſterial-Direktor. Präſident des Verwaltungsraths der 
ene Heſſiſchen Ludwigs Eſenbahngeſelſſcaft 
— — —Uä 
Jahrgang 1872. (r. 5020-8081) 59 (Nr. 8030.) 
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(Nr. 8030.) Allerhöchſter Erlaß vom 3. Mai 1872., betreffend die Uebertragung der Ver⸗ 
waltung der Taunus ⸗Eiſenbahn an die Eiſenbahndirektion in Wiesbaden. 


Au den Bericht vom 30. April d. J. will Ich genehmigen, daß die Verwal 
tung der durch den Vertrag mit der Heſſiſchen Ludwigs⸗Eiſenbahngeſellſchaft vom 
26./29. Januar 1872. erworbenen Taunus⸗Eiſenbahn der Eiſenbahndirektion in 
Wiesbaden übertragen wird. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 3. Mai 1872. 
Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. Falk. 
An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 8031.) Allerhöchſter Erlaß vom 15. April 1872., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde 
Chauſſee von Gladbeck nach Horſt im Kreiſe Recklinghauſen, Regierung?‘ 
bezirks Münſter. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer GR 
meinde⸗Chauſſee von Gladbeck nach Horſt im Kreiſe Recklinghauſen, Regierungs“ 
bezirks Münſter, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den Gemeinden Glad⸗ 
beck und Horſt das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen 
Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chaufjeebau- und Unter“ 
haltungs⸗Materialien, nach Maßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden 
Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den genannten Gr 
meinden, beziehungsweiſe dem Kreiſe Recklinghauſen, gegen Uebernahme der 
künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats ⸗Chauſſeen jedesmal 
geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Be 
ſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffen“ 
den zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen 
von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem 
Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen 
der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 15. April 1872. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Gr. 8032) 


5 


ER 


(Nr. 8032) Allerhöchſter Erlaß vom 17. April 1872., betreffend den Tarif, nach welchem 
die Abgaben für die Benutzung der Hafenanlagen zu Büſum und zu 
Warwerort im Kreiſe Norderdithmarſchen, Regierungsbezirk Schleswig, 
vom 1. Mai 1872. ab bis zu der vorbehaltenen Reviſion des Tarifes zu 


D erheben ſind. 5 

en mittelſt Ihres gemeinſchaftlichen Berichts vom 13. April d. J. Mir 
vorgelegten Tarif, nach welchem die Abgaben für die Benutzung der. 1 9 5 
anlagen zu un und zu Warwerort im Kreiſe Norderdithmarſchen, Regie: 
vangsbezirk Schleswig, vom 1. Mai 1872. ab zu erheben ſind, ſende Ich Ihnen, 
un Mir unter dem Vorbehalte einer nach drei Jahren vorzunehmenden Reviſion 
ollzogen, zur weiteren Veranlaſſung hierbei zurück. 


Dieſer Erlaß iſt mit dem Tarife durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
zu machen. 


Berlin, den 17. April 1872. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 


(Nr. 8032) 59* Tarif, 


W 


Tarif, 


nach welchem die Abgaben fuͤr die Benutzung der Hafenanlagen zu 
Buͤſum und zu Warwerort im Kreiſe Norderdithmarſchen, Regierung 
bezirk Schleswig, vom 1. Mai 1872. ab zu erheben ſind. 


Vom 17. April 1872. 


A. An Hafengeld wird entrichtet von Schiffsfahrzeugen: 
I. von 6 Tonnen Tragfähigkeit und darunter: 
Dei ie, LE TUE NE SEAN 1 Sgr. 
, e KERLIELSUHENG 2,00 2 
für jedes Fahrzeug. 
Anmerkung. Fahrzeuge der vorſtehend unter A. I. bezeichneten 
Art bleiben von der Abgabe befreit, wenn ſie beballaſtet oder 
leer ſind. 
II. von mehr als 6 Tonnen Tragfähigkeit: 
a) wenn ſie beladen ſind: 


heim Eingange nun e Bt at A l J . 1 Sgr ·/ 

eee, . eh B 
b) wenn fie Ballaſt führen oder leer find: 

hen Eigontgenshisity. ee, ee STR 3 

beim Ausgnigerbionit EEE e a. 


für jede Tonne Tragfähigkeit. 


B. An Bohlwerksgeld wird entrichtet von Waaren, welche in Fahrzeugen 
in den Hafen ein- oder aus demſelben ausgehen, und über die Bohlwerke ans 
Land oder zu Waſſer gebracht werden: 


1) wenn die Waaren hektoliterweiſe verladen find, von 


e eee, nes erde mahforned — Sgr. 5 Pf , 
2) wenn die Waaren nach Gewicht verladen ſind, von 
eden Sentner sit. cn nd. une n 6 
Ausnahmsweiſe wird gezahlt: 
1) von Oelfrüchten für den Hektolite . — ũ 1 


2) von allen Kornarten mit Ausnahme der Hülſenfrüchte 
und des Weizens, welche Waaren den Normalſatz nach 
Zentner (zu B. 2.) zahlen, für den Hektoliter. — 3 


— 


3) von Kartoffeln, Wurzeln, Rüben, Stein- und Holz⸗ 
kohlen, friſchem Obſte, für den Hektoliter — Sgr. 3 Pf. 


5) em ene Schaafen, Kälbern, Ziegen, für das 
tu iR iron. 
6) von Gänſen, für das Stück. — 
7) von Bauholz aller Art, für den Kubikmeter 1 
8) von Bauholz in ganzen Schiffsladungen, für die Tonne 1 
9) von Brennholz, für den Kubikmeter — 
10) von Torf, Heu, Stroh, Dachreth, Dünger, Seetang, 
Sand, Muſcheln, Dachziegeln, Mauerſteinen, Schleif⸗, 
Mühlen⸗, Treppen⸗ und Leichenſteinen, Flieſen und 
ſonſtigen Steinen, für die Tonne 5 N 
11) von Rum, Arrak, Kognak, Wein, Spiritus, Brannt- 
wein und ſonſtigen geiſtigen Getränken, für 10 Liter- 2 
wenn dieſe Waaren in Flaſchen eingehen, für 100 
Flaſchen n %% REN Faun 
12) von Mineralwaſſer, für 100 Flaſchen .cnn..... ri. 


Ausnahmen. 
J) Schiffe, deren Ladung 
a) im Ganzen das Gewicht von 40 Zentnern nicht überſteigt, oder 
b) ausſchließlich in Dachpfannen, Dachſchiefer, Cement, Bruch, Cement, 
Fr Gips-, Kalk, Mauer, Pflaſter⸗ oder Ziegelſteinen aller 
Art, Kreide⸗, Thon- oder Pfeifenerde, Seegras, Sand, Brennholz, 
Torf, Steinkohlen, Kokes, Rohſchwefel, Salz, Heu, Stroh, Dachreth, 
Dünger, friſchen Fiſchen oder Rohmaterialien zum Deichbau beſteht, 
haben das Hafengeld (A.) nur nach den Sätzen für Ballaſtſchiffe zu 
entrichten. 

2) Für Fahrzeuge, welche im Verkehr mit den benachbarten Küſtenorten 
oder Watten den Büſumer beziehungsweiſe Warwerorter Hafen regelmäßig 
oder häufig im Jahre beſuchen, kann nach Wahl, anſtatt des tarifmäßi⸗ 
gen Hafengeldes für jede einzelne Fahrt, eine jährliche Abfindung ent⸗ 
richtet werden, deren Höhe durch Beſchluß des Kirchſpielsvorſtandes zu 
Büſum mit Genehmigung der Königlichen Regierung zu Schleswig felt- 
zuſetzen bleibt. 

Zuſaͤtzliche Beſtimmungen. 

1) Bei Berechnung der Tragfähigkeit der Fahrzeuge werden überſchießende 

Beträge von einer halben Tonne oder mehr für eine volle Tonne gerechnet, 


kleinere Bruchtheile dagegen außer Berechnung gelaſſen. 
Ar. 8032.) 2) Wenn 


— 


2) Wenn bei der Feſtſetzung des Bohlwerksgeldes ein Bruchtheil von Zentnern, ö 


Tonnen oc. ſich ergiebt, fo wird dieſer Bruchtheil, ſobald derſelbe die 
en e der als Maßſtab angegebenen Größeneinheit erreicht oder überſteigt 
ür voll, ſonſt gar nicht gerechnet. 

3) Die Berechnung des Bohlwerksgeldes für die gelöſchten Waaren geſchieht 
auf Grund der Zolldeklaration, in Ermangelung derſelben und im Uebrigen 
nach ſonſtiger Ermittelung. 

4) Das abgabepflichtige Hafengebiet umfaßt: 

a) im Büſumer Hafen den von den Hafenbohlwerken umſchloſſenen 
Raum und wird durch eine von dem äußerſten Endpunkt des weſt⸗ 
lichen Bohlwerks auf das öſtliche Ufer des Hafenpriels gezogene 
ſenkrechte Luftlinie begrenzt, 

b) im Warwerorter Hafen den auf der einen Seite mit einem Hafen‘ 
bohlwerke verſehenen Raum des Hafenpriels und wird durch eine 
von dem äußerſten Endpunkt deſſelben auf das gegenüberliegend 
Ufer gezogene ſenkrechte Luftlinie begrenzt. 

Die Entrichtung der Abgaben in dem einen Hafen befreit nicht von der 
Entrichtung derſelben in dem anderen Hafen. N 


Befreiungen. 
A. Von der Entrichtung des Hafengeldes ſind befreit: 


1) alle Fahrzeuge, welche wegen Seeſchadens oder anderer Unglücksfälle 
wegen Eisganges, Sturmes oder widriger Winde in den Hafen einlaufen 
und denſelben, ohne Ladung gelöſcht oder eingenommen und ohne die 
Ladung ganz oder theilweiſe veräußert zu haben, wieder verlafjen; 

2) Schiffe, welche zur Hülfsleiſtung bei geſtrandeten oder in Noth befindlichen 
Schiffen ein⸗ oder ausgehen, wenn ſie nicht zum Löſchen oder Bergen 
von Strandgütern benutzt werden; 

3) Leichterfahrzeuge, wenn das zu leichternde oder durch Leichter beladene 
Schiff die Hafenabgabe entrichtet; 

4) Schiffsgefäße, welche Staatseigenthum find oder lediglich für Staats- 
rechnung Gegenſtände befördern, jedoch in letzterem Falle nur auf Vor’ 
zeigung von Freipäſſen; 

5) Schiffe, welche lediglich zu dem Zweck, um kalfatert, getheert oder ſonſt 
reparirt zu werden, aus dem Hafen auf das Vorufer auslegen und in 
jenen wieder zurückkehren; 

6) Lootſen⸗, Paſſagier⸗, Fähr⸗ und Fiſcherböte, ſoweit fie nur ihrem Zwecke 
gemäß benutzt werden; 

7) Böte, welche einen Theil des Schiffsinventars bilden; 


8) Böte, die von den vor dem Hafen liegenden oder vorbeiſegelnden Schiffen 


ans Land kommen. 
B. Von 
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B. Von der Entrichtung des Bohlwerksgeldes ſind befreit: 


J) Staatseigenthum; 1 a 

2) friſche Fiſche, Reiſeeffekten, Reiſefuhrwerke, leere Gebinde, für den Bau 
des Hafens beſtimmtes Material, Ballaft; 

3) Waaren und Sachen aller Art, welche mittelſt der autoriſirten Fähren 
von einem Eiderufer nach dem anderen übergeführt werden, ohne zum 
weiteren Schiffstransport beſtimmt zu fein; 

4) Ladungen, welche direkt von einem Schiffe in das andere übergeladen 
werden. 


Anhang. 
6 Von demjenigen, welcher die zum Hafeninventar gehörenden Meßgefäße 
enutzen will, iſt zu entrichten: 
1) für die Benutzung an die Hafenkaſſe: 
a) wenn die zu vermeſſende Ladung unter 200 Hektoliter beträgt 2 Sgr., 
b) wenn die zu vermeſſende Ladung 200 Hektoliter oder mehr 


beträgt.. ae 
2) für die Aufbewahrung und das Herbeiſchaffen der Meßgefäße an 
den Hafenmeiſter jedes Mall. . 4 


N Wird die Aufficht des Hafenmeiſters bei dem Meſſen verlangt, jo kommt 
emſelben dafür eine Vergütung von 4 Sgr. für die Stunde zu. 


Gegeben Berlin, den 17. April 1872. | 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


(Nr, 80328033.) (Nr. 8033.) 
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(Nr. 8033.) Bekanntmachung, betreffend die der Angermünde - Schwedter Eifenbahngefell- 
ſchaft ertheilte landesherrliche Konzeſſion zum Bau und Betriebe einer 
Eiſenbahn von Angermünde nach Schwedt. Vom 5. Mai 1872. 


Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſter Konzeſſions⸗Urkunde vom 
25. März d. J. der Angermünde Schwedter Eiſenbahngeſellſchaft zu Schwedt a. d. O. 
den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Angermünde nach Schwedt unter 
gleichzeitiger Verleihung des Expropriationsrechts zu geſtatten geruht. 


Die gedachte Allerhöchſte Urkunde gelangt durch das Amtsblatt der König⸗ 
lichen Regierung zu Potsdam zur Veröffentlichung. 


Berlin, den 5. Mai 1872. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Weishaupt. 


90 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


